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1 Einführung
Vor dem Hintergrund der Frage, wie Postwachstumsgesell-
schaften eigentlich gestaltet werden könnten, wurden im Rah-
men des vom Umweltbundesamt (UBA) geförderten Projekts 
Postwachstum und Ressourcenschonung, in dem unter anderem 
eine umfangreiche Analyse der Diskursströmungen vorge-
nommen wurde [1], eine Reihe von zentralen und häufig vorge-
schlagenen politischen Instrumenten aus der Postwachstums-
literatur zu ihrem Ressourcenschonungspotenzial untersucht.
Aus der Kernliteratur der Degrowth-, Postwachstums- und 
Green-Growth-Diskurse waren dazu insgesamt über 40 unter-
scheidbare, wenngleich teilweise thematisch gleich gelagerte 
Instrumente und Maßnahmen identifiziert worden, von de-
nen angenommen wurde, dass sie das Potenzial besitzen, den 
gesellschaftlichen Ressourcenverbrauch 
merklich zu verringern. [2]. Es zeigte 
sich indes schnell, dass die überwie-
gende Zahl von Vorschlägen kaum oder 
nicht einmal in Ansätzen empirisch un-
tersucht ist.
Zehn ausgewählte Kerninstrumente 
(Abbildung  1) wurden entlang eines 
einheitlichen Analyserasters mit insge-
samt zwölf Kategorien untersucht (Ins-
trumententyp, Wirkungsmechanismus, 
betroffene Ressourcen, potenzielle oder 
empirische Ressourceneffekte, positive 




Der Mangel an quantitativen empi-
rischen Untersuchungen zu den Um-
weltentlastungspotenzialen zentraler Vorschläge führte zu der 
pragmatischen, aber für einen ersten Einblick als hinreichend 
eingestuften qualitativen Unterscheidung zwischen „außeror-
dentlich positiven“, „sehr positiven“, „positiven“ und „gering 
positiven Effekten“ sowie zur Kategorie „Wirkung nicht ab-
schätzbar“.
Auf dieser Basis und einer weitergehenden Betrachtung 
von Reboundeffekten, sozialen und ökonomischen Nebenef-
fekten und Problemverlagerungen wurde eine qualitative Prio-
risierung der Instrumentenvorschläge vorgenommen und zwi-
schen hoher, mittlerer und niedriger Priorität auf einem poten-
ziellen Postwachstumspfad unterschieden [3].
2 Ressourcenschonungspotenziale
2.1 Außerordentlich positive Effekte
Modellierungsergebnissen zufolge induzieren insbeson-
dere ökologische Steuer zur Internalisierung externer Kosten 
deutliche Senkungen bei Rohstoff- und Energieverbrauch und 
CO2-Emissionen durch Nutzung von Preismechanismus und 
Nachfragelenkung im Markt (Meyer et al. 2018). In Abhängig-
keit von Umsetzungsbreite, -tiefe und Steuerhöhe ist der Bei-
trag zu den unterschiedlichen Ressourcen divergent und der 
Beitrag zu Biodiversität und Flächenverbrauchssenkungen in-
direkt und abhängig von den durch eine Steuerreform unmit-
telbar adressierten Sektoren sowie entstehenden Substitutions- 
und Reboundeffekten (Santarius 2015).
Instrumentenvorschläge aus der Postwachstumsdebatte
Postwachstum und Ressourcen-
schonung
Eine sich vorrangig auf technologische Innova-
tionen und Entlastungsgewinne stützende Wirt-
schafts- und Umweltpolitik wird für die dauer-
hafte Senkung der Ressourcennutzung nicht aus-
reichen. Es bedarf auch kultureller Veränderungen 
im Umgang mit Ressourcen und ambitionierter 
und wegweisender politischer Maßnahmen.




























Abbildung 1: Auswahl von zehn Instrumenten aus der Postwachstumsdiskussion für die Detailanalyse
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Obwohl der positive Wirkungsmechanismus von Ökosteu-
ern hinlänglich bekannt ist, befindet sich Deutschland im 
EU-Vergleich inzwischen im unteren Drittel der Umweltbe-
steuerung und die Wirkung des geltenden Systems ist weitge-
hend verpufft (UBA 2018). Durch Erhöhung bereits bestehen-
der Steuern auf umweltbelastende Aktivitäten oder neu ein-
zuführende Abgaben können stärkere wirtschaftliche Anreize 
gesetzt (Bachus et al. 2017) sowie eine Entlastung arbeitsbezo-
gener Steuern durch alternative Verwendung des Aufkommens 
vorgenommen werden (Ludewig 2017). Umsetzungs- und Aus-
gestaltungsbeispiele finden sich neben Deutschland in Däne-
mark, Finnland, Niederlande, Schweden und in Großbritan-
nien.
2.2 Sehr positive Effekte
Sehr positive regionale Wertschöpfungs- und Ressourcen-
schonungseffekte sind von Maßnahmen der regionalen Be-
schaffung und Vermarktung beziehungsweise der Stärkung 
der lokalen oder regional dezentralisierten Produktion zu er-
warten (Cooke 1997; Schiller et al. 2010).
Der Beitrag zur Schonung natürlicher Ressourcen von regi-
onaler Beschaffung und Vermarktung (im Projekt am Beispiel 
Baumineralien im Kontext Urban Mining beispielhaft unter-
sucht) ist durch Verkürzung der Wertschöpfungsketten erheb-
lich. Dabei entspricht das Ressourcenschonungspotenzial dem 
Volumen an Primärmaterial, auf dessen Einsatz bei der Beton-
erzeugung für den Hochbau aufgrund einer Substitution durch 
Recyclingbaustoffe verzichtet werden kann. Dieses muss aber 
mit Blick auf den Nettoeffekt mit dem Energieaufwand für Re-
cyclingverfahren und Transport verrechnet werden. Der Beitrag 
zur Ressourcenschonung fällt dann besonders hoch aus, wenn 
energieeffiziente Verfahren – am besten auf Basis erneuerbarer 
Energien – beim Recycling eingesetzt und eine Engführung der 
Stoffkreisläufe bei Baumineralien vorgegeben werden. Umset-
zungsbeispiel ist hier die Stadt Zürich (Stadt Zürich 2009).
2.3 Positive Effekte
Grundidee der Verkürzung der (jährlichen, wöchentlichen 
oder Lebens-)Arbeitszeit im Rahmen von Postwachstumsmaß-
nahmen ist es, Produktivitätsgewinne nicht in Einkommensge-
winne zu übersetzen, wie es zumeist in marktwirtschaftlichen 
Systemen gemacht wird, sondern als (Frei-)Zeitgewinne der 
Gesellschaft zur Verfügung zu stellen, um so mehr Spielraum 
für (potenziell) immaterielle Tätigkeiten (wie Ehrenämter) zu 
gewinnen. Seit den 1980er Jahren kann ein relativ konstantes 
Verhältnis von Arbeits- und Freizeit festgestellt werden, wäh-
rend sich das Einkommen relativ zu einem konstanten Zeit-
budget stetig erhöht. Zeit gewinnt so bei steigendem materiel-
lem Wohlstand an Wert, denn sie kann im Gegensatz zu Geld 
nicht akkumuliert werden! Infolgedessen ist der entgangene 
Nutzen durch fehlende Zeit größer als der entgangene Nutzen 
durch fehlendes Geld (Buhl et al. 2016). Als Praxisbeispiel kön-
nen die Stadt Göteborg (allerdings mit vollem Lohnausgleich) 
sowie ein Modellprojekt der Firma Volkswagen benannt wer - 
 den.
Diese positiven Reduktionspotenziale beruhen auf Studien, 
die eine direkte Beziehung zwischen Arbeitszeitreduktion und 
Umweltbelastung quantifizieren (z. B. Knight et al. 2013). Sie er-
mitteln die Senkung des inländischen Materialinputs, die Ver-
kleinerung des ökologischen Fußabdrucks und die Verringe-
rung der Treibhausgase, trotz Zeit-Rebound-Effekten, die eben-
falls entstehen können. Dazu kommen Nebeneffekte in Form 
von individueller Lebenszufriedenheit sowie ehrenamtlichem 
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Die allgemeine Ressourceninanspruchnahme sowie die 
CO2-Emissionen lassen sich in vielen Fällen auch durch verlän-
gerte Produktnutzungsdauern deutlich reduzieren. Gegen ein 
frühes oder künstlich herbeigeführtes Ende der Lebensdauer 
von Produkten können Regelungen zur Produktlebensdauer 
wie einer Herstellergarantieaussagepflicht (Aussagen über die 
garantierte Lebensdauer von Produkten) (Broehl-Kerner et al. 
2012; Maitra-Ekern et al. 2016; UBA 2016) eingeführt werden 
mit dem Ziel, damit veränderte Nutzungsstrukturen, längere 
Nutzungen und Wiederverwendung von Produkten zu beför-
dern. In diesem Bereich kann derzeit Frankreich als Praxisbei-
spiel benannt werden. Verpflichtende Angaben zur absehba-
ren Lebensdauer eines Produkts in Kombination mit Aussagen 
zur Ressourceninanspruchnahme für Produktion und Betrieb 
könnten Herstellungsverfahren beeinflussen und ressourcen-
bewussteren Konsum ermöglichen.
Open-Source-Ansätze haben in den vergangenen Jahren 
deutlich an Bedeutung gewonnen und als internetbasierte An-
sätze eine Vielzahl von neuen Möglichkeiten eröffnet, Infor-
mationen auch zu Produkten global zu teilen und gemeinsam 
weiterzuentwickeln (Townsend et al. 2011). Eine verpflichtende 
Offenlegung von relevanten Produktinformationen durch die 
Hersteller zum Beispiel für Produkte, die in Deutschland oder 
auf dem europäischen Binnenmarkt angeboten werden, wäre 
denkbar, um die Herstellung und Verfügbarkeit von Reparatur- 
und Ersatzteilen zu verbessern. In diesem Sinne könnten im 
Rahmen von Ressourcenschutz-Strategien die bisher freiwilli-
gen Ansätze zu Open-Source-Konzepten deutlicher unterstützt 
werden. Vorliegende Analysen verdeutlichen das technische 
Poten zial zum Beispiel des 3-D-Drucks und die damit verbun-
denen Ressourceneinsparpotenziale durch Verringerung oder 
Vermeidung von Abfall, die Ermöglichung komplexer Leicht-
baustrukturen und die Aufwandsminderung für Transport und 
Logistik trotz energetischer Mehraufwände bei der Produktion.
Die fortschreitende Digitalisierung wird erkennbar mas-
sive Einflüsse auf das Design von Produkten und damit auch 
auf Produktions- und Konsummuster haben (Petschow et al. 
2014). Das Thema Open Sources und transparente Produktei-
genschaften könnten dabei ein Ansatz sein, die Möglichkei-
ten der Digitalisierung auch zur Senkung des Ressourcenver-
brauchs zu nutzen.
2.4 Geringe positive Effekte
Ein ermäßigter Mehrwertsteuersatz auf bestimmte arbeits-
intensive Dienstleistungen – zum Beispiel für Reparaturdienst-
leistungen – würde diese Tätigkeitsbereiche steuerlich begüns-
tigen mit dem Ziel, den Leistungsanbietern Preissenkungen 
zu ermöglichen, die damit Anreize für den Endabnehmer set-
zen können. Damit kann die Nachfrage nach dieser Dienstleis-
tung am Markt gestärkt werden. Durch Wieder- und Weiterver-
wendung von Produkten (wie Schuhe, Textilien) in Haushal-
ten, die unter anderen Umständen der Entsorgung zugeführt 
werden, werden Beiträge zur Ressourcenschonung geleis-
tet (Poppe 2014). Zudem können neue Arbeitsplätze geschaf-
fen, Schwarzarbeit beziehungsweise Schattenwirtschaft einge-
dämmt (Kornhardt 2009) und Abfallvermeidung sowie Maß-
nahmen zur energetischen Sanierung befördert werden. Der 
Effekt ist von der durch die Preissenkungen erzielten Nach-
fragewirkung abhängig, denn die Dynamik der Preisüberwäl-
zung unterscheidet sich in Teilmärkten aufgrund der variie-
renden Wettbewerbsintensität teilweise erheblich. Ermäßigte 
Mehrwertsteuersätze für arbeitsintensive Dienstleistungen fin-
den sich in Griechenland, Irland, Niederlande, Luxemburg, Po-
len, Slowenien, Finnland und Schweden.
Aktuelle Diskussionen über eine Bodenwertsteuer beziehen 
sich in der Regel auf eine Umwandlung der Grundsteuer in 
eine Bodenwertsteuer. Als mögliches Substitut einer Grund-
steuer unterscheidet die Bodenwertsteuer zwischen Boden und 
Gebäudebestand, da der Wert des Bodens durch die Erschlie-
ßungs- und Infrastrukturleistungen des öffentlichen Sektors 
geprägt ist, während der Wert der Gebäude von den Investi-
tionen des jeweiligen Eigentümers abhängt (Dye et al. 2015). 
Auf Grundlage der theoretischen Erkenntnisse sind damit po-
sitive Wirkungen in Bezug auf Ressourcenschonung zu erwar-
ten, wie zum Beispiel stärkere Anreize für Gebäudeinstand-
haltungen und energetische Sanierungen sowie ein Rückgang 
des spekulativen Hortens unbebauter Grundstücke. Die Aus-
wirkungen auf die Zersiedlung als Problem mit dem größten 
Potenzial zur Ressourcenschonung wurden bisher nur the-
oretisch und mit kontroversen Ergebnissen untersucht. Un-
terschiedliche Formen einer Bodenwertsteuer finden sich in 
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Tabelle 1: Einordnung der zehn analysierten Instrumente hinsichtlich ihrer Ressourcenschonungseffekte und Priorisierung für einen 
potenziellen Postwachstumspfad (Anmerkung: Qualitative Einschätzung anhand teils empirischer, teils explorativer Literatur)
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Angesichts der verschiedenen potenziell positiven Aspekte 
kann der Wirkungsmechanismus der Bodenwertsteuer bei ei-
ner möglichen Reform der Grundsteuer mitbedacht werden.
Werbebeschränkungen oder -verbote können als ordnungs-
rechtliches Instrument für verschiedene Produktgruppen vor 
dem Hintergrund der durch sie verursachten externen Um-
weltkosten verwendet werden. Ihre Begründung basiert zum 
Beispiel auf den Gesundheitsfolgekosten, die durch übermä-
ßigen Konsum entstehen, wie etwa im Bereich des Fast Food, 
mit dem Ziel, vor allem Kinder in verschiedenen Medien (TV, 
Internet) zu schützen (Kerkhof et al. 2015). Eine analoge Ver-
wendung wäre möglich für Produktgruppen mit hohem Res-
sourcenverbrauch und einem hohen Problemverschiebungs-
charakter auf globaler Ebene und für nachfolgende Genera-
tionen (zum Beispiel Flugreisen, Kreuzfahrten, Autos, die 
bestimmte CO2-Grenzwerte nicht einhalten), um so die Nach-
frage oder zumindest die Zuwächse zu dämpfen und Entlas-
tungen der CO2-Emissionen und des Ressourcenverbrauchs 
zu erreichen. Unterschiedliche Formen von Werbebeschrän-
kungen finden sich derzeit in Schweden, Norwegen, Öster-
reich, Flandern, Luxemburg, Griechenland, Italien, UK, Brasi - 
 lien.
Werbung bewirbt und bewirkt Wachstum (DIW Econ 2016), 
wenngleich es dabei häufig um Marktanteile im sektoralen 
Wettbewerb geht. Das Ressourcenschonungspotenzial dieses 
Instruments ist zwar abhängig von den ausgelösten Nachfra-
geeffekten in den unterschiedlichen Produktgruppen und die 
Wirkung damit indirekt. Dass aber nachhaltige Nachfrageef-
fekte möglich sind, ist für den Bereich des Tabakkonsums be-
legt (Henriksen 2012).
2.5 Wirkung nicht abschätzbar
Als weitere, in ihrer Wirkung jedoch derzeit nicht einschätz-
bare Instrumente werden auch Regionalwährungen und ein 
ökologisches Grundeinkommen häufiger als zentrale Ele-
mente einer Postwachstumsgesellschaft benannt.
Dabei gilt die Regionalwährung als ein Konzept, das mit 
einem nachhaltigeren und ressourcenbewussteren Lebensstil 
und verändertem Nachfrageverhalten wie Reduktion des Kon-
sums, einem ausgeprägteren Reparaturverhalten, Wiederver-
wendung, Energieeinsparungen und Recycling assoziiert oder 
qualitativ abgeleitet wird. Es liegen jedoch keine quantifizieren-
den Analysen vor (Place et al. 2015).
Der Wirkungsmechanismus des ökologischen Grundein-
kommens beruht auf zwei Säulen: Der Verteuerung von Res-
sourcenverbräuchen und Umweltbelastungen sowie der Um-
verteilung des durch die steuerliche Belastung gewonnenen 
Finanzaufkommens in einkommensschwächere Schichten 
(Haywood 2014; Schachtschneider 2014). Ein Umsetzungsbei-
spiel lag zur Zeit der Analyse nicht vor. Es bestehen daher Un-
sicherheiten hinsichtlich der Ressourceneffekte durch das Ver-
halten der Individuen (Arbeitsmarkt, Konsum) und der Unter-
nehmen (Investitionen, Standortwahl) sowie am Arbeitsmarkt 
(Arbeitszeitreduktion/Ausbau der Care-Economy vs. mögliche 
Beschäftigungseffekte).
3 Priorisierung der Vorschläge für einen 
 Postwachstumspfad
Die Analyse kommt zusammenfassend zu dem Ergebnis, 
dass es Ressourcenschonungspotenziale bei fast allen Maßnah-
men gibt, die in einigen Fällen als weitgehend richtungssicher 
gelten können (Ökosteuern, Stärkung der Regionalwirtschaft, 
Verlängerung der Produktlebensdauer, Arbeitszeitverkürzung, 
transparente Produkteigenschaften). Auf Basis der vorgenom-
menen Analysen und weiterer Effekte (wie Reboundeffekte, so-
ziale Nebenwirkungen, Problemverlagerungen) wurde eine ab-
schließende qualitative Priorisierung mit Blick auf die Rolle, 
die diese Vorschläge auf einem Postwachstumspfad einneh-
men könnten, vorgenommen.
Eine hohe Priorität werden der marktbasierten Internali-
sierung von bisher externalisierten Kosten des Ressourcen-
verbrauchs und der Umweltbelastungen, der Stärkung von re-
gionaler Beschaffung und Vermarktung sowie der Stärkung 
von sogenannten Open Sources und den damit verbundenen 
transparenten Produkteigenschaften eingeräumt, um ressour-
ceneffizienteren Konsum sehr viel deutlicher zu unterstützen. 
Diese Maßnahmen sollten auch als Einzelinstrumente umge-
setzt werden.
Den Regelungen zur Verlängerung der Lebensdauer von 
Produkten, der Reduktion von Arbeitszeit, einer reduzierten 
Mehrwertsteuer auf arbeitsintensive Dienstleistungen (inklu-
sive der systematischen Integration mit einer Öko-Steuerre-
form) und Werbebeschränkungen für bestimmte ressourcenin-
tensive Produktgruppen wird eine mittlere Priorität auf einem 
Postwachstumspfad zugeordnet. Diese Instrumente sollten als 
wichtige Bausteine eines Politikmixes umgesetzt beziehungs-
weise in ihren für einen tatsächlichen Beitrag zum nachhalti-
gen Postwachstum notwendigen Rahmenbedingungen weiter 
präzisiert werden.
Schließlich wird der Bodenwertsteuer (in Ergänzung anderer 
fiskalischer Maßnahmen), dem ökologischen Grundeinkom-
men (ggf. im Kontext einer Öko-Steuerreform) und den Regio-
nalwährungen (im Kontext der Stärkung dezentralen Wirtschaf-
tens) eine eher niedrige Priorität zugeordnet, da sie aus heutiger 
Sicht zwar mittelfristig sinnvolle Maßnahmen beziehungsweise 
Ergänzungen der anderen Instrumente darstellen, aber gleich-
„Die Effekte einer gestärkten Regional-
wirtschaft für Einkommen, Beschäftigung 
und kommunale Haushalte sowie 
die  Auswirkungen auf das Innovations-
verhalten sind aus heutiger Sicht noch 
unklar.“
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zeitig den noch deutlichsten Forschungsbedarf aufweisen, um 
tatsächlich erfolgreich umgesetzt werden zu können.
Die umfassende Umgestaltung des Steuersystems im Hin-
blick auf eine stärkere Internalisierung von externalisierten 
Kosten von Ressourcenverbrauch sowie die Nachfragelenkung 
in Richtung eines ressourceneffizienteren Konsums muss als 
grundsätzlich erstrebenswert, ja geradezu unvermeidbar an-
gesehen werden.
4 Umsetzbarkeit, Zielkonflikte und 
Forschungs bedarf
Die Untersuchung hat Konzepte, Ansatzpunkte und Maß-
nahmen identifiziert, die hier nur verkürzt und allgemein dar-
gestellt werden konnten [4]. Es bestehen noch vielfältige Unsi-
cherheiten, die auf einen klaren Forschungsbedarf hinweisen. 
Naturgemäß gibt es stark kontroverse Einschätzungen hin-
sichtlich der makro- und sozio-ökonomischen Wirkungen und 
infolgedessen ihrer politischen Umsetzbarkeit. Die Ressour-
ceneffekte der betrachteten Instrumente sind natürlich stark 
abhängig von den Annahmen zur konkreten Umsetzung, spe-
ziell bei marktbasierten Ansätzen. In der Literatur finden sich 
jedoch zahlreiche Hinweise auf positive soziale Nebeneffekte, 
die nicht unmittelbar als Ressourceneffekte angesehen werden 
können und einer differenzierteren Analyse bedürfen.
Die Folgeeffekte einer gestärkten Regionalwirtschaft für 
Einkommen, Beschäftigung und kommunale Haushalte so-
wie die Auswirkungen auf das Innovationsverhalten und In-
vestitionen von Open Sources sind aus heutiger Sicht noch 
weitgehend unklar. Empirische Kontroversen bestehen in den 
Bereichen Arbeitszeitverkürzungen (Sinken der Arbeitslosen-
quote vs. Beschäftigungsrückgänge), ökologische Steuern (ero-
dierende Steuerbasis, Ausmaß der Regressivität, wenn keine 
Zweckbindung vorliegt, potenzielle Belastungen der Wirtschaft, 
schwierige EU-Harmonisierung von Steuern allgemein), Ver-
längerung von Produktlebensdauern (erforderliche Investiti-
onen vs. Entwertung des bestehenden Know-hows), ökologi-
sches Grundeinkommen (Wirkungen auf die individuelle Ar-
beitsmotivation, unentgeltliche Eigen- und Sorgearbeit im 
Zielkonflikt mit der sozialpolitischen Leitidee, mehr Teilhabe 
durch (Erwerbs)-Beschäftigung). Die wachstumshemmende 
Wirkung von Werbebeschränkungen oder -verboten dürfte der-
zeit noch sehr klar im Zielkonflikt mit der Ausrichtung von 
Wirtschaftsinteressen stehen.
Die Frage „Umsetzbarkeit“ ist die Schlüsselherausforde-
rung. Schon in den hier quasi ausschnittartig untersuchten 
Instrumentenbereichen zeichnet sich ab, dass es eindeutige 
und gestaltungsmächtige Gegeninteressen gibt. Ein umfas-
sender Politikmix ist mit hohen Anforderungen an Kohärenz, 
Konsistenz und Glaubwürdigkeit konfrontiert, wobei sich für 
Deutschland zur Erhöhung von Richtungssicherheit und Um-
setzungsfähigkeit die weitergehende Prüfung und Erforschung 
der teils sehr fortschrittlichen und innovativen Umsetzungs-
beispiele aus anderen Ländern empfiehlt.
Anmerkungen
[1] Siehe Ökologisches Wirtschaften, Vorsorge und Postwachstum, Nr. 1 
(2019). An dieser Teilstudie waren neben den Autoren B. Best, J. Benke, 
J. Buhl, L. Galinski, R. Lucas, C. Koop sowie mit Beiträgen und Kommen-
taren N. aus dem Moore, T. Korfhage, S. Werland, H. Berg, D. Eichhorn, 
J.  Günther beteiligt.
[2] So zum Beispiel diverse fiskalische, marktbasierte, produktbezogene 
und regionale Ansätze.
[3] Dazu wurden jeweils Experteneinschätzungen vorgenommen, die 
in  einem iterativen Prozess validiert wurden (Erstautor(en), Gegen-
lesende, 1. Review, 2. Review, Überarbeitung) und zudem Gegen-
stand der  Diskussion in einem Fachgespräch mit weiteren externen 
 Expert/innen waren.
[4] Die umfangreichen Einzelheiten sind dem Projektendbericht zu ent-
nehmen, der in Kürze als UBA-Text veröffentlicht wird.
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